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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 V 46/16 B 
 
L 5 VE 1619/15 (Thüringer LSG) 
S 36 VE 3656/09 (SG Gotha) 
 
 
 
……………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Thüringen, 
vertreten durch das Thüringer Landesverwaltungsamt, 
Abteilung VI - Versorgung und Integration, 
Karl-Liebknecht-Straße 4, 98527 Suhl, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. September 2016 durch  

die Richterin   Dr.  R o o s   als Vorsitzende   sowie die Richter   Dr.  R ö h l  und    

O t h m e r     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Thüringer 

Landessozialgerichts vom 9. Juni 2016 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 9.6.2016 hat das Thüringer LSG einen Anspruch des Klägers auf Feststellung 

eines Grades der Schädigungsfolgen (GdS) von 100 bereits ab dem 1.1.2007 unter Gewährung 

einer entsprechend berechneten Grundrente ab diesem Zeitpunkt sowie auf Gewährung eines 

Berufsschadensausgleichs in Höhe von 607,80 Euro monatlich in der Zeit vom 11.12.2006 bis 

31.12.2013 und ab 1.1.2014 in Höhe von 560,63 Euro monatlich ebenso abgelehnt wie die Zu-

erkennung einer höheren Schwerstbeschädigtenzulage als nach Stufe I. Gegen die Nichtzu-

lassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim BSG Beschwerde eingelegt, mit der 

er als Zulassungsgründe eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache sowie Verfahrens-

mängel (§ 160 Abs 2 Nr 1 und 3 SGG) geltend macht.  

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen. Keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulas-

sungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

1. Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, 

wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechts-

einheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und 

fähig ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Be-

rücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte Revi-

sionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1.) eine bestimmte Rechtsfrage, (2.) ihre 

(abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3.) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4.) die über den 

Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine 

Breitenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende 

Beschwerdebegründung des Klägers nicht. 

 

Der Kläger hat bereits keine Rechtsfrage formuliert, der er grundsätzliche Bedeutung beimisst. 

Seinem Beschwerdevorbringen ist lediglich zu entnehmen, dass die von ihm gerügten vermeint-

lichen Verfahrensmängel für den Ausgang des Berufungsverfahrens von grundsätzlicher Be-

deutung gewesen seien. Damit hat der Kläger aber keine Rechtsfrage formuliert und sich 
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darüber hinaus auch weder mit den einschlägigen Anspruchsvoraussetzungen noch mit der 

hierzu ergangenen oberstgerichtlichen Rechtsprechung auseinandergesetzt. Es ist nicht Auf-

gabe des Beschwerdegerichts, aus dem Vorbringen des Beschwerdeführers selbst eine 

Rechtsfrage zu formulieren, der möglicherweise grundsätzliche Bedeutung zukommen könnte 

(vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). 

 

2. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen 

bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels zunächst die diesen (vermeintlich) begründenden 

Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass 

und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf 

dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann 

der geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 

und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt ist. Den sich daraus ergebenden Anforderungen ist die Beschwerdebegründung nicht 

gerecht geworden. 

 

a) Der Kläger hat bereits nicht aufgezeigt, dass er einen prozessordnungsgemäßen Beweis-

antrag gestellt habe. Zur Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags muss 

nicht nur die Stellung eines Antrags, sondern auch aufgezeigt werden, über welche im 

einzelnen bezeichneten Punkte Beweis erhoben werden sollte. Denn Merkmal eines 

Beweisantrags ist eine bestimmte Tatsachenbehauptung und die Angabe des Beweismittels für 

diese Tatsache (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Diesen Anforderungen genügt 

die Beschwerdebegründung nicht. 

 

b) Soweit der Kläger als Verfahrensmangel rügt, dass sowohl der Tatbestand als auch die Ent-

scheidungsgründe des LSG-Urteils Unrichtigkeiten enthielten, so fehlt es diesbezüglich bereits 

an der Darlegung, dass ungeachtet des Umstandes, ob es sich hierbei überhaupt um einen 

Verfahrensmangel handelt, die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen materieller 

Rechtsansicht - auf einem derartigen Mangel beruhen könnte, dass also die Möglichkeit einer 

Beeinflussung des angefochtenen Urteils besteht. Zudem legt der Kläger nicht dar, warum er 

die von ihm angesprochenen Mängel nicht durch eine Berichtigung der Sitzungsniederschrift 

(vgl § 122 SGG iVm § 164 ZPO) und des Tatbestandes (§ 139 SGG) hätte beheben lassen 

können. Der klägerische Vortrag, dass das eingeholte orthopädische Gutachten nicht von dem 

ursprünglich beauftragten Prof. Dr. M.       erstellt worden sei, sondern letztendlich von 

Dr. B.       , entspricht ebenfalls nicht den gesetzlich vorgegebenen Darlegungsanforderungen 

für einen Verfahrensmangel. Denn insoweit führt der Kläger selbst aus, dass nach 

entsprechender gerichtlicher Anfrage hinsichtlich der Erstellung des Gutachtens durch 
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Dr. B.       erst nach seinem Einverständnis der Gutachtenauftrag an Dr. B.       vergeben 

worden ist.  

 

c) Soweit der Kläger sinngemäß als Verfahrensmangel rügt, das LSG habe während der Ver-

handlung keine einzige sachdienliche Frage an ihn gerichtet, die in Verbindung mit der "Über-

zeugung" des Gerichts in Zusammenhang gestanden habe, so rügt er sinngemäß über eine 

Verletzung der Pflichten zur Hinwirkung auf sachdienliche Anträge nach § 112 Abs 2 S 2 SGG 

eine Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG; Art 103 Abs 1 GG). Auch 

insoweit reichen die Darlegungen des Klägers in seiner Beschwerdebegründung nicht aus. Ein 

Beteiligter kann mit seiner Beschwerde insoweit nur durchdringen, wenn er vor dem LSG alle 

prozessualen Möglichkeiten ausgeschöpft hat, um sich Gehör zu verschaffen (vgl Keller in 

Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl 2014, § 62 RdNr 11d mwN). Weshalb der Kläger 

hieran gehindert gewesen sein sollte, legt er nicht hinreichend dar. Zudem hat der im Beru-

fungsverfahren bereits anwaltlich und selbst als Anwalt tätige Kläger auch keine hinreichenden 

Tatsachen für die Annahme einer sog Überraschungsentscheidung vorgetragen. Hierzu hätte 

der Kläger vorbringen müssen, dass er unter keinen Umständen mit der vom LSG getroffenen 

Sachentscheidung habe rechnen können. Es besteht nämlich insbesondere gegenüber rechts-

kundig vertretenen Beteiligten weder eine allgemeine Aufklärungspflicht des Gerichts über die 

Rechtslage, noch die Pflicht, bei der Erörterung der Sach- und Rechtslage bereits die 

endgültige Beweiswürdigung darzulegen, denn das Gericht kann und darf das Ergebnis der 

Entscheidung, die in seiner nachfolgenden Beratung erst gefunden werden soll, nicht 

vorwegnehmen. Es gibt keinen allgemeinen Verfahrensgrundsatz, der das Gericht verpflichten 

würde, die Beteiligten vor einer Entscheidung auf eine in Aussicht genommene 

Beweiswürdigung hinzuweisen oder die für die richterliche Überzeugungsbildung 

möglicherweise leitenden Gründe zuvor mit den Beteiligten zu erörtern (vgl zB BSG Beschlüsse 

vom 31.8.1993 - 2 BU 61/93 - HVBG-Info 1994, 209; vom 13.10.1993 - 2 BU 79/93 - SozR 

3-1500 § 153 Nr 1 und vom 17.2.1999 - B 2 U 141/98 B - HVBG-Info 1999, 3700; BVerfGE 66, 

116, 147; 74, 1, 5; 86, 133, 145). Art 103 Abs 1 GG gebietet vielmehr lediglich dann einen 

Hinweis, wenn das Gericht auf einen Gesichtspunkt abstellen will, mit dem ein gewissenhafter 

und kundiger Prozessbevollmächtigter nicht zu rechnen brauchte (vgl BVerfGE 84, 188, 190). 

Ein derartiger Vortrag des Klägers, dass er unter keinen Umständen mit der vom LSG 

getroffenen Entscheidung habe rechnen können, wäre hier umso mehr erforderlich gewesen, 

als in einem tatsachengerichtlichen Verfahren, in dem aus den Beurteilungen des 

Sachverständigen unterschiedliche Punktzahlen für die Bewertung der 

Schwerstbeschädigtenzulage abgeleitet werden und zwischen den Beteiligten streitig erörtert 

werden, jeder Beteiligte, also auch der Kläger, damit rechnen muss, dass das Gericht auch zu 

seinen Ungunsten entscheiden kann. Schließlich hat der Kläger auch nicht dargelegt, inwiefern 

er in der mündlichen Verhandlung des LSG alle prozessualen Möglichkeiten ausgeschöpft hat, 

um sich rechtliches Gehör zu verschaffen (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35).  
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Im Übrigen kritisiert der Kläger die Beweiswürdigung des LSG (vgl § 128 Abs 1 S 1 SGG), 

womit er gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein keine Revisionszulassung 

erreichen kann. Entsprechendes gilt, soweit der Kläger eine unzutreffende Rechtsanwendung 

des LSG rügen wollte (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 

 

3. Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

4. Die Beschwerde ist somit ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2, § 169 SGG). 

 

5. Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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